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(Nr. 9222.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Anhalt wegen Herſtellung einer Eiſenbahn 
von Cöthen nach Aken. Vom 25. Oktober 1886. 


iin Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen und Seine Hoheit 
der Herzog von Anhalt haben zum Zwecke einer Vereinbarung über die Herſtellung 
einer Eiſenbahn von Cöthen nach Aken zu Bevollmächtigten ernannt: 
Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Geheimen Regierungsrath Dr. Paul Micke, 
Seine Hoheit der Herzog von Anhalt: 
Höchſtihren Regierungspräſidenten Auguſt Oelze, 
welche, unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Ratifikation, nachſtehenden 
Staatsvertrag abgeſchloſſen haben. a 


Artikel J. 

Die Königlich Preußiſche Regierung beabſichtigt, eine Eiſenbahn von Cöthen 
oder einem in der Nähe belegenen Punkte der Linie Cöthen—Deſſau nach Aken 
für eigene Rechnung auszuführen, ſobald Sie die geſetzliche Ermächtigung hierzu 
erhalten haben wird. 

Die Herzoglich Anhaltiſche Regierung geſtattet der Königlich Preußiſchen 
Regierung den Bau und Betrieb dieſer Bahn innerhalb Ihres Staatsgebietes. 


Artikel II. 


Die Feſtſtellung der geſammten Bauprojekte für die den Gegenſtand dieſes 
Vertrages bildende Eiſenbahn ſoll ebenſo wie die Prüfung der anzuwendenden 
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Fahrzeuge, einſchließlich der Dampfwagen, lediglich der Königlich Preußiſchen 
Regierung zuſtehen, welche indeß ſowohl bezüglich der Trace der Bahn, wie 
bezüglich der Anlegung von Stationen und Halteſtellen in dem Anhaltiſchen 
Staatsgebiet etwaige beſondere Wünſche der Herzoglichen Regierung thunlichſt 
berückſichtigen wird. Jedoch bleibt die landespolizeiliche Prüfung und Genehmigung 
der Bauprojekte, ſoweit dieſe die Herſtellung von Wegeübergängen, Brücken, 
Durchläſſen, Flußkorrekturen, Vorfluthanlagen und Parallelwegen betreffen, nebſt 
der baupolizeilichen Prüfung der Bahnhofsanlagen jeder Regierung innerhalb 
Ihres Gebietes vorbehalten. 

Sollte demnächſt nach Fertigſtellung der Bahn in Folge eintretenden Be- 
dürfniſſes die Anlage neuer Waſſerdurchläſſe, Staats- oder Vizinalſtraßen, welche 
die projektirte Eiſenbahn kreuzen, von der Herzoglich Anhaltiſchen Regierung an— 
geordnet oder genehmigt werden, fo wird zwar Preußiſcherſeits gegen die Aus— 
führung derartiger Anlagen keine Einſprache erhoben werden, die Herzoglich An— 
haltiſche Regierung verpflichtet Sich aber, dafür einzutreten, daß durch die neue 
Anlage weder der Betrieb der Eiſenbahn geſtört wird, noch auch daraus der 
Eiſenbahnverwaltung ein Koſtenaufwand erwächſt. 


Artikel III. 


Die Spurweite der Geleiſe ſoll 1,135 m im Lichten der Schienen betragen. 
Die Königlich Preußiſche Regierung iſt berechtigt, die im Artikel J benannte Bahn 
nach den Beſtimmungen der Bahnordnung für Deutſche Eiſenbahnen unter 
geordneter Bedeutung vom 12. Juni 1878 herzuſtellen und demnächſt zu betreiben. 


Artikel IV. 

Die Herzoglich Anhaltiſche Regierung übernimmt für den Fall der Aus⸗ 
führung der den Gegenſtand dieſes Vertrages bildenden Bahn — in Anerkennung 
der für die betreffenden Theile Ihres Staatsgebietes hiermit verknüpften Vor⸗ 
theile — die Verpflichtung: 

1) den zum Bau der Bahnanlagen erforderlichen Grund und Boden 
innerhalb Ihres Landesgebietes der Königlich Preußiſchen Regierung 
unentgeltlich zur Verfügung zu ſtellen; 

2) die Mitbenutzung der Chauſſeen und ſonſtigen öffentlichen Wege un- 
entgeltlich und ohne beſondere Entſchädigung für die Dauer des Beſtehens 
und Betriebes der Bahn zu geftatten; 

3) zu den Baukoſten der Linie einen unverzinslichen, nicht rückzahlbaren 
Zuſchuß von 35 000 Mark, in Worten: „Fünf und dreißig Tauſend 
Mark“ zu gewähren. 


Artikel V. 


Die im Artikel IV unter Nr. 1 übernommene Verpflichtung erſtreckt ſich 
auf das geſammte, zur Herſtellung der Bahn, einſchließlich der Bahnhöfe und 
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aller ſonſtigen Anlagen, ſowie auf das für Seitenentnahmen, Parallelwege, 
Sicherheitsſtreifen, Gewinnung von Baumaterialien, Lagerplätze, Korrektionen von 
Wegen oder Waſſerläufen ꝛc. nach den genehmigten Bauplänen oder nach den 
Beſtimmungen der Landespolizeibehörden erforderliche oder zum Schutze der be⸗ 
nachbarten Grundſtücke, zur Verhütung von Feuersgefahr x. für nothwendig 
erachtete, der Expropriation unterworfene Grundeigenthum mit Einſchluß von 
Rechten und Gerechtigkeiten. Die Ueberweiſung des Grundeigenthums nebſt 
Rechten und Gerechtigkeiten ſoll dergeſtalt unentgeltlich erfolgen, daß von der 
bauenden Eiſenbahnverwaltung auch Kultur- und Inkonvenienz-Entſchädigung 
nicht zu tragen und die für den Bau der Bahn erforderlichen Grundſtücke frei 
von Pfandrechten, ſowie frei von allen dinglichen Laſten und Abgaben in das 
Eigenthum des Preußiſchen Staates übergehen. Letzterem ſollen vielmehr nur die 
Koſten der Vermeſſung und Verſteinung des überwieſenen Terrains zur Laſt fallen. 

Die bauleitende Eiſenbahnverwaltung wird nach Genehmigung des Bau— 
planes und der bei der Bauausführung etwa erforderlich werdenden Ergänzungen 
für jede Feldmark einen Planauszug vorlegen, welcher die zu überweiſenden 
Grundſtücke nach ihrer kataſtermäßigen oder ſonſt üblichen Bezeichnung und Größe, 
deren Eigenthümer nach Namen und Wohnort, ferner die landespolizeilich an⸗ 
geordneten Anlagen, ſowie wo nur eine Belaſtung von Grundeigenthum in Frage 
ſteht, die Art und den Umfang dieſer Belaſtung zu enthalten hat. 

Binnen acht Wochen nach Vorlage dieſes Auszugs iſt die Eiſenbahnverwal⸗ 
tung in den Beſitz der erforderlichen Grundſtücke zu ſetzen. Iſt innerhalb dieſer 
Friſt die Ueberweiſung nicht erfolgt, ſo ſteht der Eiſenbahnverwaltung die Befugniß 
u, ohne Weiteres die geſetzliche Expropriation zu beantragen, zu welchem Zweck 
die Herzoglich Anhaltiſche Regierung der Königlich Preußiſchen Regierung für 
Ihr Gebiet das Expropriationsrecht rechtzeitig ertheilen wird. Der im Ex⸗ 
propriationswege für den Grunderwerb ꝛc. erwachſende Aufwand einſchließlich der 
Koſten des Verfahrens iſt der Eiſenbahnverwaltung alsdann zu erſetzen. 

Der Herzoglich Anhaltiſchen Regierung bleibt es freigeſtellt, wegen der 
Uebertragung dieſer, ſowie der im Artikel IV unter Nr. 2 und 3 übernommenen 
Verpflichtungen auf die von der Bahnlinie berührten Gemeinden vc. mit letzteren 
Sich zu verſtändigen; Sie bleibt indeß auch für den Fall einer derartigen Ueber⸗ 
tragung für die Erfüllung der Verpflichtungen Ihrerſeits der Königlich Preußiſchen 
Regierung verhaftet. m9 

Die Hohen vertragſchließenden Regierungen ſind darin einig, daß die 
Herſtellung, Unterhaltung und Beleuchtung der Zufuhrwege zu den Bahnhöfen, 
ſoweit dieſe Wege außerhalb der Bahnhöfe liegen, nicht Sache der Eiſenbahn— 
verwaltung iſt. ' 

Der nach Artikel IV Nr. 3 zu leiſtende Baarzuſchuß iſt vier Wochen nach 
Eingang der Erklärung der Königlich Preußiſchen Regierung, daß Sie mit dem 
Bau der Bahn vorzugehen beabſichtige, ſeitens der Herzoglich Anhaltiſchen Re— 
gierung an die Königlich Preußiſche Regierung zu zahlen. 
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Artikel VI. 


Die Genehmigung der Tarife, ſowie die Feſtſtellung und Abänderung der 
Fahrpläne erfolgt — unbeſchadet der Zuſtändigkeit des Reichs — durch die 
Königlich Preußiſche Regierung unter thunlichſter Berückſichtigung der Wünſche 
der Herzoglich Anhaltiſchen Regierung. Es ſollen übrigens in den Tarifen für 
die Strecke in dem Anhaltiſchen Staatsgebiete keine höheren Einheitsſätze in An- 
wendung kommen, als für die Strecke auf Königlich Preußiſchem Staatsgebiete. 


Artikel VII. 


Die Landeshoheit bleibt in Anſehung der in das Herzoglich Anhaltiſche 
Staatsgebiet entfallenden Bahnſtrecke der Herzoglichen Regierung vorbehalten. 
Auch ſollen die an der Bahnſtrecke im Anhaltiſchen Staatsgebiet zu errichtenden 
e ag nur die der Herzoglichen Regierung ſein. 

er Herzoglich Anhaltiſchen Regierung bleibt vorbehalten, zur Handhabung 
des Ihr über die im Herzogthum belegene Bahnſtrecke zuſtehenden Hoheitsrechts 
einen beſtändigen Kommiſſarius zu beſtellen, welcher die Beziehungen zur Königlich 
Preußiſchen Eiſenbahnverwaltung in allen denjenigen Fällen zu vertreten hat, welche 
nicht zum direkten gerichtlichen und polizeilichen Einſchreiten der Behörden geeignet find. 

Die Handhabung der Bahnpolizei auf der im Herzoglich Anhaltiſchen Gebiet 
belegenen Bahnſtrecke erfolgt durch die Königlich Preußiſchen Eiſenbahnbehörden 
und Beamten, welche auf Präſentation der Königlich Preußiſchen Betriebs: 
verwaltung von den kompetenten Herzoglichen Behörden in Pflicht zu nehmen ſind. 
Die Handhabung der allgemeinen Sccherheitspolizei liegt hinſichtlich dieſer Bahn- 
ſtrecke den betreffenden Herzoglichen Organen ob. Dieſelben werden den Bahn— 
polizeibeamten auf deren Anſuchen bereitwillig Unterſtützung leiſten. 


Artikel VIII. 


Preußiſche Staatsangehörige, welche in dem Herzoglich Anhaltiſchen Gebiete 
ſtationirt find, erleiden dadurch keine Aenderung ihres Staatsangehörigkeits— 
verhältniſſes. 

Die Beamten der Bahn find ohne Unterſchied des Orts der Anſtellung rück— 
ſichtlich der Disziplin lediglich ihren Dienſtvorgeſetzten beziehungsweiſe den Aufſichts⸗ 
organen der Königlich Preußiſchen Staatsregierung, im Uebrigen aber den Geſetzen 
und Behörden des Staates, in welchem ſie ihren Wohnſitz haben, unterworfen. 

Bei der Anſtellung von Bahnwärtern, Weichenſtellern und ſonſtigen der— 
gleichen Unterbeamten innerhalb des Herzoglich Anhaltiſchen Staatsgebietes foll 
auf Angehörige des letzteren bosügeen Rückſicht genommen werden, falls 
qualifizirte Militäranwärter, unter welchen die Anhaltiſchen Staatsangehörigen 
gleichfalls den Vorzug haben, zur Beſetzung der bezeichneten Stellen nicht zu er— 
mitteln ſind. f 
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Artikel IX. 


Entſchädigungsanſprüche, welche aus Anlaß des Baues oder Betriebes dei 
im Anhaltiſchen Gebiet belegenen Bahnſtrecke gegen die Eiſenbahnverwaltung 
geltend gemacht werden möchten, ſollen von den Anhaltiſchen Gerichten und — 
inſoweit nicht Reichsgeſetze Platz greifen — auch nach den Anhaltiſchen Landes— 
geſetzen beurtheilt werden. 


Artikel X. 


Die Herzoglich Anhaltiſche Regierung verpflichtet Sich, von der Eiſenbahn⸗ 
unternehmung und dem zu derſelben gehörigen Grund und Boden keinerlei Staats— 
abgaben zu erheben, noch auch eine Beſteuerung derſelben zu Gunſten der Ge— 
meinden und ſonſtigen korporativen Verbände zuzulaſſen. 


Artikel XI. 


Ein Recht auf den Erwerb der in das Herzoglich Anhaltiſche Staatsgebiet 
entfallenden Bahnſtrecke wird die Herzoglich Anhaltiſche Staatsregierung, ſo lange 
die Bahn im Eigenthum oder Betriebe des Preußiſchen Staates ſich befindet, 
nicht in Anſpruch nehmen. Sollte dagegen ſpäter Eigenthum und Betrieb an 
einen Privatunternehmer abgetreten werden, ſo bleibt der Herzoglich Anhaltiſchen 
Staatsregierung das Recht vorbehalten, die in Ihrem Gebiet belegene Bahnſtrecke 
nach Maßgabe des Preußiſchen Eiſenbahngeſetzes vom 3. November 1838 anzu⸗ 
kaufen. Durch eine etwaige derartige Erwerbung des Eigenthums ſeitens der 
Herzoglich Anhaltiſchen Staatsregierung ſoll indeß die Einheitlichkeit des Unter 
nehmens nicht beeinträchtigt werden. Die Herzoglich Anhaltiſche Regierung ver- 
pflichtet Sich demgemäß, auch in dieſem Falle den Betrieb und die Verwaltung 
des auf Ihrem Gebiet belegenen Theiles der Bahn demjenigen Betriebsunter⸗ 
nehmer zu übertragen, welcher den Betrieb und die Verwaltung der auf Preußiſchem 
Gebiete belegenen Strecke der Bahn führen wird. 


Artikel XII. 


Für den Fall der Abtretung des Preußiſchen Eiſenbahnbeſitzes an das 
Deutſche Reich ſoll es der Königlich Preußiſchen Regierung freiſtehen, auch die 
aus dieſem Vertrage erworbenen Rechte und Pflichten auf das Reich mit zu 
übertragen. 


Artikel XIII. 


Gegenwärtiger Vertrag ſoll Beiderſeits zur landesherrlichen Genehmigung 
vorgelegt werden. Die Auswechſelung der Ratifikations-Urkunden ſoll in Berlin 
erfolgen. 0 
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Zur Beglaubigung deſſen haben die Bevollmächtigten denſelben unterzeichnet 
und beſiegelt. 


So geſchehen zu Berlin, den 25. Oktober 1886. 


Dr. Micke. A. Oelze. 
(. S.) J. S.) 


Der vorſtehende Staatsvertrag iſt ratifizirt worden und die Auswechſelung 
der Ratifikations-Urkunden hat ſtattgefunden. 


Schluß protokoll 


zum 


Staatsvertrage zwiſchen Preußen und Anhalt vom 25. Oktober 1886 
wegen Herſtellung einer Eiſenbahn von Coͤthen nach Aken. 


Die unterzeichneten Bevollmächtigten waren heute zuſammengetreten, um zum 
Abſchluſſe und zur Vollziehung des wegen Herſtellung einer Eiſenbahn von Cöthen 
nach Aken vereinbarten Staatsvertrages zu ſchreiten. 

Hierbei ſind in das gegenwärtige Schlußprotokoll nachſtehende mit den 
Vereinbarungen des Vertrages ſelbſt gleich verbindliche Erklärungen aufgenommen 


worden: 
Zu Artikel V. 


Sollte die Königlich Preußiſche Regierung Sich demnächſt zu einer Er 
weiterung der urſprünglichen Bahnanlagen durch Herſtellung von Anſchlußgeleiſen, 
Stationen und Halteſtellen oder zu ähnlichen Einrichtungen entſchließen, ſo wird 
die Herzoglich Anhaltiſche Regierung zwecks Erwerbung des zur Ausführung dieſer 
Anlagen erforderlichen Grund und Bodens, auf welche ſich die Verpflichtung im 
Artikel IV unter Nr. 1 des Vertrages nicht bezieht, für Ihr Gebiet das Ex—⸗ 
propriationsrecht ertheilen, inſoweit daſſelbe nicht bereits nach den geſetzlichen Be 
ſtimmungen von ſelbſt Anwendung findet, und für die Ermittelung und Feſt— 
ſtellung der Entſchädigungen keine ungünſtigeren Beſtimmungen in Anwendung 
bringen laſſen, als diejenigen, welche bei den Expropriationen zu Eiſenbahnanlagen 
in dem Anhaltiſchen Gebiete En Zeit Geltung haben. Für die Verhandlungen, 
welche zur Uebertragung des Eigenthums auf den Preußiſchen Staat in den bes 


. 
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zeichneten Fällen erforderlich ſind, namentlich auch für die Auflaſſung in den 
Grundbüchern, ſind nur die Auslagen der Gerichte zu erſtatten, und tritt im 
Uebrigen Freiheit von Stempel und Gerichtsgebühren ein. 

Die Hohen vertragſchließenden Theile ſind darin einig, daß die vorſtehenden 
Vereinbarungen auch auf die in dem Staatsvertrage vom 12. März 1883 be 
handelten Eiſenbahnlinien Quedlinburg -Ballenſtedt und Cönnern-Calbe ſinngemäß 
Anwendung finden ſollen. 

Die mit dem vereinbarten Entwurfe übereinſtimmend befundenen zwei Aus⸗ 
fertigungen des Vertrages ſind hierauf von den beiderſeitigen Bevollmächtigten 
unterzeichnet und unterſiegelt worden und es haben der Königlich Preußiſche Ber 
vollmächtigte und der Herzoglich Anhaltiſche Bevollmächtigte je eine Ausfertigung 
des Vertrages und des Schlußprotokolls entgegengenommen. 


So geſchehen zu Berlin, den 25. Oktober 1886. 
Dr. Micke. A. Oelze. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſezes vom 10. April 1872 (Geſez-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 

1) das Allerhöchſte Privilegium vom 30. März 1887 wegen Ausfertigung 
auf den Inhaber lautender Kreisanleiheſcheine des Kreiſes Berſenbrück im 
Betrage von 600 000 Mark durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Osnabrück Nr. 21 S. 197, ausgegeben den 6. Mai 1887; 

2) der Allerhöchſte Erlaß vom 13. April 1887, betreffend die theilweiſe 
Verwendung der dem Kreiſe Merzig durch das Allerhöchſte Privilegium 
vom 10. Dezember 1877 bewilligten Anleihe zu den Koſten des Straßen 
baues von Merzig über Hilbringen bis zur ee Grenze in der 
Richtung auf Waldwies, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Trier Nr. 27 S. 243, ausgegeben den 8. Juli 1887; 

3) das Allerhöchſte Privilegium vom 2. Mai 1887 wegen Ausgabe auf den 
Inhaber lautender Anleiheſcheine des Provinzialverbandes der Provinz 
Weſtpreußen bis zum Geſammtbetrage von 8 000 000 Mark durch die 
Amtsblätter g 

der Königl Regierung zu Danzig Nr. 24 S. 171, ausgegeben 
den 18. Juni 1887, 

der Königl. Regierung zu Marienwerder Nr. 24 S. 203, aus⸗ 
gegeben den 16. Juni 1887; 

4) das unterm 2. Mai 1887 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Be 
wäſſerungsgenoſſenſchaft in Kielezewo, Kreis Koſten, durch das Amtsblatt 
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der Königl. Regierung zu Poſen Nr. 24 S. 165, ausgegeben den 
14. Juni 1887; 

5) das unterm 9. Mai 1887 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent 
und Bewäſſerungsgenoſſenſchaft Slembowo⸗Birkenfelde in den Kreiſen 
Schubin und Wongrowitz durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Bromberg Nr. 25 S. 189, ausgegeben den 24. Juni 1887; 

6) das unterm 16. Mai 1887 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Winſel⸗ 
dorfer Ent⸗ und Bewäſſerungsgenoſſenſchaft zu Winſeldorf im Kreiſe 
Steinburg durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Schleswig 
Nr. 27 S. 411, ausgegeben den 2. Juli 1887; N 

7) das unterm 18. Mai 1887 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 
und Bewäſſerungsgenoſſenſchaft im Dur- und Auwthale zu Auw im 
Kreiſe Prüm durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Trier 
Nr. 24 S. 216, ausgegeben den 17. Juni 1887; 

8) das unterm 18. Mai 1887 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 
und Bewäſſerungsgenoſſenſchaft zu Weierweiler-Niederlosheim im Kreiſe 
Merzig durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Trier Nr. 24 
S. 218, ausgegeben den 17. Juni 1887; 

9) das unterm 18. Mai 1887 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Lohe⸗ 
Regulirungsgenoſſenſchaft in den Kreiſen Nimptſch, Strehlen und Breslau 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Breslau Nr. 26 S. 188, 
ausgegeben den 1. Juli 1887; 

10) das unterm 18. Mai 1887 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 
wäſſerungsgenoſſenſchaft Seefelde-Rogaſen im Kreiſe Obornik durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Poſen Nr. 25 S. 177, ausgegeben 
den 21. Juni 1887; 

11) das Allerhöchſte Privilegium vom 25. Mai 1887 wegen Ausfertigung 
auf den Inhaber lautender Kreisanleiheſcheine des Kreiſes Stendal im Be⸗ 
trage von 350000 Mark durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Magdeburg Nr. 25 S. 277, ausgegeben den 25. Juni 1887; 

12) das unterm 1, Juni 1887 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 
wäſſerungsgenoſſenſchaft zu Birgel im Kreiſe Düren durch das Amts⸗ 
blatt der Königl. Regierung zu Aachen Nr. 25 S. 145, ausgegeben den 
16. Juni 1887; 

13) das Allerhöchſte Privilegium vom 4. Juni 1887 wegen Ausfertigung 
auf den Inhaber lautender Anleiheſcheine der Stadt Gummersbach im 
Betrage von 250 000 Mark durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Cöln Nr. 28 S. 183, ausgegeben den 13. Juli 1887. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


